Deutscher Bundestag 
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Drucksache 13/10748 


20. 05. 98 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (15. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
- Drucksache 13/8615 Nr. 2.83 - 

Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates über die Anerkennung des 
Unterscheidungszeichens des Zulassungsmitgliedstaats von Kraftfahrzeugen 
und Kraftfahrzeuganhängern im innergemeinschaftlichen Verkehr 
KOM (97) 366 endg.; Ratsdok. 10060/97 


A. Problem 

In mehreren Mitgliedstaaten wurde ein Fahrzeugkennzeichen mit 
einem blauen Feld am linken Rand des Kennzeichens eingeführt, 
in dessen oberen Bereich sich ein Kreis mit 12 gelben Sternen als 
Darstellung der Europaflagge und darunter der oder die Buchsta- 
ben für den Zulassungsstaat befinden. Daneben gelten in einigen 
Mitgliedstaaten jedoch weiterhin Vorschriften des Wiener Über- 
einkommens über den Straßenverkehr, die bestimmen, daß außer 
dem Kennzeichen jedes Kraftfahrzeug im internationalen Verkehr 
hinten ein Unterscheidungszeichen des Staates führen müsse. 

B. Lösung 

Um im EU-Verkehr das Nebeneinander von Nationalitätszeichen 
nach dem Wiener Übereinkommen und Nationalitätsbuchstaben 
des „Euro-Kennzeichens" zu beseitigen, soll mit dem Vorschlag 
erreicht werden, daß die Mitgliedstaaten, die in Anwendung der 
Bestimmungen des Wiener Übereinkommens verlangen, daß in 
anderen Mitgliedstaaten zugelassene und in ihrem Hoheitsgebiet 
verkehrende Fahrzeuge ein Unterscheidungszeichen führen, 
gleichfalls das in dem Verordnungsvorschlag näher bezeichnete 
„Euro-Kennzeichen" als Unterscheidungszeichen anerkennen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Dem Vorschlag der Kommission für eine Verordnung (EG) des 
Rates über die Anerkennung des Unterscheidungszeichens des 
Zulassungsmitgliedstaats von Kraftfahrzeugen und Kraftfahr- 
zeuganhängem im innergemeinschaftlichen Verkehr (Anlage) 
wird zugestimmt. 

Bonn, den 11. Februar 1998 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst Claus-Peter Grotz 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Claus-Peter Grotz 


Der Vorschlag für eine Verordnung (EG) des Rates 
über die Anerkennung des Unterscheidungszeichens 
des Zulassungsmitgliedstaats von Kraftfahrzeugen 
und Kraftfahrzeuganhängem im innergemeinschaft- 
lichen Verkehr (Ratsdok. 10060/97) ist gemäß § 93 
Abs. 1 GO zur federführenden Beratung an den Aus- 


schuß für Verkehr überwiesen worden (Drucksache 
13/8615 Nr. 2.83). 

Der Ausschuß für Verkehr hat in seiner 66. Sitzung 
vom 11. Februar 1998 ohne Aussprache einstimmig 
beschlossen, dem Deutschen Bundestag zu empfeh- 
len, der Vorlage zuzustimmen. 


Bonn, den 11. Februar 1998 


Claus-Peter Grotz 

Berichterstatter 
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Anlage 



KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


Brüssel, den 15.07.1997 
KOM(97) 366 einig 


97/0199 (SYN) 


Vorschlag für eine 
VERORDNUNG (EG1 DES RATES 


über die Anerkennung des Unterscheidungszeichens des Zulassungsmitgliedstaats 
von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern im 
innergemeinschaftlichen Verkehr 


(von der Kommission vorgelegt) 
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BEGRÜNDUNG 


A. Derzeitige Situation 

I Das Gemeinschaftsrecht umfaßt eine Reihe von Vorschriften, die den freien 
Verkehr von Kraftfahrzeugen und Anhängern im Gebiet der Gemeinschaft 
ermöglicht. 

In einigen Mitgliedstaaten gelten jedoch weiterhin Vorschriften, die auf das Wiener 
Übereinkommen über den Straßenverkehr 1 zurückgehen. 

Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Italien, 
Luxemburg, Österreich und Schweden sind Vertragsparteien dieses 
Übereinkommens; Portugal, Spanien und das Vereinigte Königreich haben das 
Übereinkommen unterzeichnet, aber nicht ratifiziert. Die Gemeinschaft ist nicht 
Vertragspartei. 

Artikel 37 des Übereinkommens bestimmt insbesondere: 

“ (1) Außer dem Kennzeichen muß jedes Kraftfahrzeug (Artikel I 
Buchstabe p) im internationalen Verkehr hinten ein 
Unterscheidungszeichen des Staates führen, in dem es zugelassen ist. 

( 2 ) ... 

(3) Ausgestaltung und Anbringung des in diesem Artikel genannten 
Unterscheidungszeichens müssen dem Anhang 3 entsprechen.” 

Nach Anhang 3 des Übereinkommens muß das Unterscheidungszeichen 
insbesondere folgende Merkmale aufweisen (siehe Abb. 1). 

- Es muß sich aus einem bis drei lateinischen Großbuchstaben zusammensetzen, 
deren Mindestabmessungen angegeben sind. 

- Die Buchstaben müssen in schwarzer Farbe auf einer weißen elliptischen Fläche 
an geordnet sein. 

- Das Unterscheidungszeichen darf weder in das Kennzeichen einbezogen noch so 
angebracht werden, daß es mit dem Kennzeichen verwechselt werden oder 
dessen Lesbarkeit beeinträchtigen kann. 


1 Übereinkommen über den Straßenverkehr, das am K. November 196X zur Unterzeichnung aul gelegt wurde, 
einschließlich der am 3. September 1993 in Krall getretenen Änderungen, Wirtschallskommission der 
Vereinten Nationen Uir Europa. 
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Abb. I 

2. Im Rahmen von Maßnahmen, die den Bürgern das europäische Aufbauwerk 

näherbringen sollten, und nachdem das Europäische Parlament die Kommission in 
einer Entschließung 2 aufgefordert hatte, geeignete Vorschläge für die 
Einbeziehung der Europaflagge in das Fahrzeugkennzeichen vorzulegen, hatten die 
Kommissionsdienststellen in Zusammenarbeit mit den Sachverständigen der 
Regierungen Ende der achtziger Jahre technische Bestimmungen Für ein gemein- 
schaftliches Muster eines Kennzeichens erarbeitet. 

Hauptmerkmal dieses Musters ist das blaue Feld am linken Rand des 
Kennzeichens, in dessen oberem Bereich sich ein Kreis mit zwölf gelben Sternen 
als Darstellung der Europaflagge und darunter die Buchstaben für den Zulassungs- 
mitgliedstaat befinden (siehe Abb. 2). 



Obschon dieses Muster angesichts des 
Subsidiaritätsprinzips nicht Gegenstand eines 
förmlichen Vorschlags der Kommission war, 
wurde es in mehreren Mitgliedstaaten auf 
verbindlicher (IRL, P) oder freiwilliger Basis 
(D, F) eingeführt. 


Abb. 2 


3. In der Überzeugung, in einem Raum ohne Binnengrenzen frei verkehren zu 
können, sind viele Autofahrer, die ein Kennzeichen nach gemeinschaftlichem 
Muster (Abb. 2) fuhren, der Meinung, auf das zusätzliche Unterscheidungszeichen 
des Zulassungsmitgliedstaats (Abb. 1) am Fahrzeugheck verzichten zu können. 


2 EP 125603 vom 14. September 1 9HX. 
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Bestimmte Mitgliedstaaten wenden die Bestimmungen von Artikel 37 des Wiener 
Übereinkommens jedoch auf alle in ihrem Hoheitsgebiet verkehrenden Fahrzeuge 
an. auch auf Fahrzeuge mit dem unter Ziffer 2 beschriebenen Unterscheidungs- 
zeichen, und setzen für ietztere Geldbußen fest Die Kommission hält es daher für 
erforderlich, diejenigen Mitgliedstaaten, die ein Unterscheidungszeichen nach 
Anhang 3 des Wiener Übereinkommens verlangen, zu verpflichten, Kennzeichen 
mit dem im Anhang des Vorschlags vorgesehenen Unterscheidungszeichen 
anzuerkennen. 

4 Die Kommission ist der Auffassung, daß das Unterscheidungszeichen auf dem 
Kennzeichen gemäß den technischen Bestimmungen des gemeinschaftlichen 
Musters den vom Wiener Übereinkommen angestrebten Zweck der Angabe des 
Zulassungsmitgliedstaats erfüllt und darüber hinaus weitere Vorteile bietet: 

- Die Zugehörigkeit des Fahrzeugs zu einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaft geht eindeutig hervor; 

- die Angabe ist absolut zuverlässig, da das Unterscheidungszeichen auf dem 
Kennzeichen selbst angeordnet ist (statt auf einem Aufkleber, dessen Herkunft 
und Gestaltung dem Fahrzeughalter überlassen bleiben); des öfteren sind 
Aufkleber mit Unterscheidungszeichen zu sehen, die für einen anderen Staat als 
den Zulassungsstaat des Fahrzeugs gelten; 

- es ist gewährleistet, daß die Angaben sowohl hinten als auch vom am Fahrzeug 
vorhanden sind. 

Um den freien Personenverkehr innerhalb der EG zu erleichtern, ist daher 
vorzusehen, daß alle Fahrzeuge, die ein Unterscheidungszeichen gemäß dem 
Anhang des Vorschlags aufweisen, ungehindert im Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaats verkehren dürfen. 

B. Zweck des Verordnungsvorschlags 

Mit dem Vorschlag soll erreicht werden, daß die Mitgliedstaaten, die in Anwendung 
der Bestimmungen des Artikels 37 des Wiener Übereinkommens verlangen, daß in 
einem anderen Mitgliedstaat zugelassene und in ihrem Hoheitsgebiet verkehrende 
Fahrzeuge ein Unterscheidungszeichen führen, gleichfalls das gemäß den 
Bestimmungen des Anhangs dieser Verordnung geführte Unterscheidungszeichen 
anerkennen. 

Der Vorschlag schreibt nicht vor, daß alle in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Gemeinschaft zugelassenen Fahrzeuge das Unterscheidungszeichen gemäß dem 
Anhang fuhren. Vielmehr verpflichtet er die Mitgliedstaaten, und insbesondere jene, 
die für Fahrzeuge in ihrem Hoheitsgebiet das Unterscheidungszeichen des 
Zulassungsmitgliedstaats gemäß Anhang 3 des Wiener Übereinkommens 
vorschreiben, auch das Unterscheidungszeichen in der im Anhang des Vorschlags 
vorgesehenen Form anzuerkennen. 


7 




Drucksache 13/10748 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

Der Vorschlag beeinträchtigt nicht die sich aus dem Wiener Übereinkommen 
ergebenden Rechte und Pflichten dritter Staaten, die Vertragsparteien des 
Übereinkommens sind. Fahrzeuge, die im Hoheitsgebiet eines Drittstaats verkehren, 
der Vertragspartei des Übereinkommens ist, haben auch weiterhin das 
Unterscheidungszeichen gemäß Anhang 3 des Übereinkommens zu führen. 


C. Begründung im Hinblick auf das Subsidiaritätsprinzip 

a) Welche Ziele werden angesichts der Verpflichtungen der Gemeinschaft mit dem 
Vorschlag verfolgt? 

Ziel des Vorschlags ist es, den Straßenverkehr und den freien Personenverkehr 
innerhalb der Gemeinschaft zu erleichtern. 

b) Ist die Gemeinschaft für die geplante Maßnahme ausschließlich oder gemeinsam 
mit den Milgliedstaaten zuständig? 

Gemeinsame Zuständigkeit. 

Artikel 75 

c) Inwieweit betrifft das Problem die Gemeinschaft (z.B. wieviele Mitgliedstaaten 
sind betroffen und was galt bisher?) 

Betroffen sind: 

- die Mitgliedstaaten, die Kennzeichen ausgeben oder ausgeben werden, 
welche das Unterscheidungszeichen gemäß dem Anhang dieses Vorschlags 
aufweisen; 

- die Mitgliedstaaten, die die Bestimmungen von Artikel 37 des Wiener 
Übereinkommens anwenden oder eine ähnliche Vorschrift in ihre 
Straßenverkehrsordnung aufgenommen haben. 

d) Welche Lösung ist am wirksamsten, wenn man die Möglichkeiten der 
Gemeinschaft mit denen der Mitgliedstaaten vergleicht? 

Eine Maßnahme auf Gemeinschaftsebene ist unabdingbar, um die gegenseitige 
Anerkennung des Unterscheidungszeichens des Zulassungsmitgliedstaats, das 
zusammen mit dem Symbol der Europäischen Gemeinschaft geführt wird, zu 
erreichen, wenn das Fahrzeug im Gebiet der Gemeinschaft verkehrt. 

Die Änderung von Anhang 3 des Wiener Übereinkommens würde nur zum Teil 
eine Lösung darstellen, da nur bestimmte Mitgliedstaaten Vertragsparteien des 
Übereinkommens sind. Außerdem ist zu beachten: 

- Eine solche Änderung muß von einem Mitgliedstaat eingeleitet werden, da 
die Gemeinschaft nicht Vertragspartei des Übereinkommens ist; 
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- es wäre mit einer sehr langen Verfahrensdauer zu rechnen; 

- es bestünden wenig Aussichten auf Erfolg, da das Problem nur wenige 
Vertragsparteien des Übereinkommens betrifft. 

Der Beitritt der Gemeinschaft zum Übereinkommen zum Zweck einer 
Änderung des Anhangs 3 würde es ermöglichen, die Änderung auch im 
Hoheitsgebiet derjenigen Drittstaaten zur Geltung zu bringen, die 
Vertragsparteien des Übereinkommens sind. 

e) Welchen zusätzlichen Nutzen bringt die geplante Gemeinschaftsmaßnahme, und 
was wäre der Preis eines Nichttätigwerdens ? 

Der Hauptnutzen läge darin, daß diejenigen Bürger, die an ihrem Fahrzeug 
ein Kennzeichen nach dem gemeinschaftlichen Muster führen, nicht mit 
Sanktionen belegt werden, wenn sie im Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaats der Gemeinschaft, die ein Raum ohne Binnengrenzen ist, ohne 
weiteres am Straßenverkehr teilnehmen wollen. Die vielen Bürger- 
beschwerden an die Kommission und das Parlament belegen dieses Problem 

f) Welche Handlungsmöglichkeiten hat die ( iemeinschaft (Empfehlung, finanzielle 
Unterstützung, Rechtsvorschriften, gegenseitige Anerkennung usw.) ? 

Eine Verordnung erweist sich als nötig, damit die ei nzel staatlichen 
Vorschriften, mit denen die Bestimmungen des Wiener Übereinkommens 
umgesetzt werden oder die von diesem Übereinkommen inspiriert sind, gemäß 
der Verordnung mit dem Zeitpunkt ihres Inkrafttretens geändert werden. 

g) Ist eine einheitliche Regelung erforderlich oder genügt eine Richtlinie mit 
allgemeinen Zielen, die von den Mitgliedstaaten umzusetzen sind ? 

Die technischen Bestimmungen für das Unterscheidungszeichen des 
Zulassungsmitgliedstaats auf dem Fahrzeugkennzeichen (als Alternative zu den 
Bestimmungen von Anhang 3 des Wiener Übereinkommens) müssen 
hinreichend detailliert festgelegt werden, damit eine gegenseitige Anerkennung 
gefordert werden kann. 


D. Übereinstimmung mit den anderen Politikbereichen oder Maßnahmen der 
Gemeinschaft 


Die Maßnahme dient der Sensibilisierung und Einbeziehung der Unionsbürger bei der 
Schaffung eines Raumes ohne Binnengrenzen, in dem der freie Personen-, Waren- 
und Dienstleistungsverkehr gewährleistet ist. 


9 




Drucksache 13/10746 Deutscher Bundestag - 13 . Wahlperiode 


E. Inhalt des Vorschlags 

ln Artikel 1 werden folgende Begriffe definiert: 

- Unterscheidungszeichen auf dem Kennzeichen; 

- Fahrzeug (gemäß den Begriffsbestimmungen des Gemeinschaftsrechts bezüglich 
der Betriebserlaubnis von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängem, d.h. der 
Richtlinie 70/156/EWG, geändert durch die Richtlinie 96/79/EWG und die 
Richtlinie 92/61 /EWG). 

Artikel 2 bestimmt den Anwendungsbereich der Verordnung. 

Artikel 3 legt als Grundsatz fest, daß die Mitgliedstaaten in ihrem Hoheitsgebiet 
Fahrzeuge im Verkehr zulassen müssen, die ein Unterscheidungszeichen auf dem 
Kennzeichen gemäß den Bestimmungen des Anhangs des Verordnungsvorschlags 
fuhren. 

Artikel 4 enthält die Bestimmungen bezüglich der Sanktionen. 

Artikel 5 regelt das Inkrafttreten der Verordnung. 

Der Anhang enthält technische Bestimmungen zum Unterscheidungszeichen auf dem 
Kennzeichen, das Gegenstand der Verordnung ist. 


F. Bedeutung für den EWR 

Es wäre angebracht, den Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung des 
Unterscheidungszeichen auf dem Kennzeichen gemäß dem Anhang des Verordnungs- 
vorschlags für Fahrzeuge der Gemeinschaft, die dieses Zeichen fuhren, auf das EWR- 
Gebiet auszudehnen. 
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Vorschlag für eine 
VERORDNUNG (EG) DES RATES 


über die Anerkennung des Unterscheidungszeichens des Zulassungsmitgliedstaats 
von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern im 
innergemeinschaftlichen Verkehr 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75 Absatz 1 Buchstabe d, 

auf Vorschlag der Kommission' und in Zusammenarbeit mit dem Europäischen 
Parlament 2 gemäß dem Verfahren des Artikels 189 c EG-Vertrag, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses 3 , 

in Erwägung nachstehender Gründe: 


Die Gemeinschaft hat eine Reihe von Rechtsvorschriften zur Verwirklichung eines 
Binnenmarkts als Raum ohne Binnengrenzen erlassen, in dem der freie Verkehr von 
Personen, Waren, Dienstleistungen und Kapital gemäß den Bestimmungen des 
EG- Vertrags gewährleistet ist. 

Mehrere Mitgliedstaaten sind Vertragsparteien des Wiener Übereinkommens von 1968 
über den Straßenverkehr, dessen Artikel 37 bestimmt, daß jedes Kraftfahrzeug im 
internationalen Verkehr zusätzlich zum Kennzeichen hinten ein Unterscheidungszeichen 
des Staates fuhren muß, in dem es zugelassen ist; Ausgestaltung und Anbringung des 
Unterscheidungszeichens müssen dabei dem Anhang 3 des Übereinkommens 
entsprechen. 


1 

2 
3 
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Die Gemeinschaft ist nicht Vertragspartei des Wiener Übereinkommens. Bestimmte 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft, die Vertragsparteien des Übereinkommens sind, 
wenden dessen Artikel 37 an und schreiben vor, daß Fahrzeuge aus anderen 
Mitgliedstaaten das in Anhang 3 des Übereinkommens vorgeschriebene 
Unterscheidungszeichen führen. Diese Mitgliedstaaten erkennen andere 
Unterscheidungszeichen - zum Beispiel Unterscheidungszeichen auf dem Kennzeichen, 
die ebenfalls den Zulassungsstaat des Fahrzeugs angeben, aber nicht dem Anhang 3 des 
Übereinkommens entsprechen, - nicht an 

Mehrere Mitgliedstaaten haben ein Kennzeichen eingeführt, das am linken Rand in 
Anlehnung an die Europaflagge ein blaues Feld mit zwölf gelben Sternen aufweist und 
außerdem das Unterscheidungszeichen des Zulassungsmitgliedstaats enthält. Dieses 
Unterscheidungszeichen ermöglicht es im innergemeinschaftlichen Verkehr, den 
Zulassungsmitgliedstaat festzustellen, was dem Zweck von Artikel 37 des Wiener 
Übereinkommens entspricht. 

Es ist dafür zu sorgen, daß die Mitgliedstaaten, die verlangen, daß Fahrzeuge aus 
anderen Mitgliedstaaten das Unterscheidungszeichen des Zulassungsstaats fuhren, auch 
das im Anhang dieser Verordnung vorgesehene Unterscheidungszeichen auf dem 
Kennzeichen anerkennen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
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Artikel I 


Im Sinne dieser Verordnung 

1) ist das “Unterscheidungszeichen auf dem Kennzeichen” das den Bestimmungen des 
Anhangs dieser Verordnung entsprechende Zeichen aus einem bis drei lateinischen 
Großbuchstaben zur Bezeichnung des Mitgliedstaats, in dem das Fahrzeug zugelassen 
ist; 

2) ist ein “Fahrzeug” jedes Kraftfahrzeug nach der Begriffsbestimmung gemäß 

- der Richtlinie 70/1 56/EWG über die Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und 
Kraftfahrzeuganhänger in der geänderten Fassung 4 ; 

- der Richtlinie 92/61/EWG des Rates vom 30. Juni 1992 über die Betriebserlaubnis 
für zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge 5 . 

Artikel 2 


Diese Verordnung gilt für Fahrzeuge, die in einem Mitgliedstaat zugelassen sind und in 
der Gemeinschaft verkehren. 


Artikel 3 

Mitgliedstaaten, die vorschreiben, daß in einem anderen Mitgliedstaat zugelassene 
Fahrzeuge für den Verkehr in ihrem Hoheitsgebiet ein Unterscheidungszeichen führen, 
erkennen das gemäß den Bestimmungen des Anhangs dieser Verordnung geführte 
Unterscheidungszeichen auf dem Kennzeichen an. 


4 Richtlinie 96/79/KG des Rates vom 1 6. Dezember 1 996, A Ul. Nr..l, 1 8 vom 2 1 . 1 . 1 997, S. 7. 

5 ABI. Nr. I. 225 vom 10.8.1992, S. 72. 
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Artikel 4 


Die Mitglicdstaaten legen die Strafen für Verstöße gegen die Bestimmungen dieser 
Verordnung fest und treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, daß 
diese Strafen angewendet werden. Die vorgesehenen Strafen müssen wirksam, 
angemessen und abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission bis 
zum ... über die einschlägigen Maßnahmen und teilen ihr alle späteren Änderungen 
unverzüglich mit. 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am ... 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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ANHANG 

Bestimmungen bezüglich des Unterscheidungszeichens des 
Zulassungsmitgiiedstaats am linken Rand des Kennzeichens 


Farben 



1 ) Retroreflektierender blauer Hintergrund (Munsell- 
Referenz 5,9 pb 3,4/15,1) 

2) Zwölf retroreflektierende gelbe Sterne 

3) Retroreflektierendes Unterscheidungszeichen des 
Zulassungsmitgliedstaats in weißer oder gelber 
Farbe ähnlich dem Hintergrund des Kennzeichens, 
auf dem es angeordnet ist. 


Gestaltung und Abmessungen 

1) Blauer Hintergrund: Höhe mindestens 100 mm 

Breite mindestens 40 mm, 

höchstens 50 mm 

2) Zwölf gelbe Sterne, die mit ihrem Mittelpunkt am 
Umfang eines Kreises mit einem Radius von 

15 mm angeordnet sind; Abstand zweier 
gegenüberliegender Spitzen desselben Sterns 4 bis 
5 mm 

3) Unterscheidungszeichen des 
Zulassungsmitgliedstaats: 

Höhe 20 mm 
Strichbreite 4 bis 5 mm 


Die genannten Abmessungen können bei 
Motorradkennzeichen proportional verringert werden. 
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